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Verletztengeld, das auf Antrag des Berechtigten bestandskräftig als "Vorschuss" und unter 
Hinweis auf eine eventuelle Rückforderung gewährt worden ist, muss im Falle der Über-
zahlung auch dann zurückgezahlt werden, wenn weder die Voraussetzungen eines Vor-
schusses noch jene einer sog. Vorwegzahlung vorgelegen haben. 
 

§ 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I 
 
Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 29.06.2006 - L 10 U 3578/05 -  
 
Der beklagte Unfallversicherungsträger habe - so der erkennende Senat - mit den die vor-
läufigen Verletztengeldzahlungen bewilligenden Bescheiden dem Kläger, der ausdrücklich 
Vorschüsse beantragt habe, in aller Klarheit deutlich gemacht, dass es sich um Vorschüs-
se und damit vorläufige Zahlungen handele und er nach endgültiger Berechnung bei einer 
Überzahlung mit einer Rückforderung zu rechnen habe. Es sei damit hinreichend deutlich 
geworden, dass es sich nicht um eine abschließende Regelung gehandelt habe und „das 
letzte Wort noch nicht gesprochen“ gewesen sei, er also nicht hätte sicher sein können, 
die gesamten Beträge behalten zu dürfen. Damit habe kein Sachverhalt vorgelegen, der 
ein Vertrauen des Klägers auf die Endgültigkeit der gewährten Leistung (objektiver Ver-
trauenstatbestand) gerechtfertigt hätte. Es sei daher unerheblich, ob der Kläger tatsächlich 
ein solches Vertrauen auch gehabt hätte. 
 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 29.06.2006 
 – L 10 U 3578/05 –  
wie folgt entschieden: 
 
 
Tatbestand 
 
Die Beteiligten streiten über die teilweise Rückforderung von als „Vorschuss“ geleistetem 
Verletztengeld.  
 
Der am ...1965 geborene Kläger, der privat krankenversichert ist, erlitt am 30. April 2002 
einen Arbeitsunfall und war infolgedessen bis 9. April 2004 arbeitsunfähig. Bis 11. Juni 
2002 erhielt er Lohnfortzahlung. Er beantragte bei der Beklagten mehrmals, ihm einen 
Vorschuss auf das Verletztengeld zu gewähren.  
 
Der Höchstbetrag des Jahresarbeitsverdienstes für die Gewährung von Leistungen betrug 
damals (gemäß § 85 Abs. 2 Satz 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch <SGB VII> i.V.m. § 34 
Abs. 2 der Satzung der Beklagten) 66.000,00 €. Nach Eingang einer Entgeltbescheinigung 
der Arbeitgeberin berechnete die Beklagte intern das Verletztengeld ausgehend vom 
Höchstregelentgelt (HRE) von 66.000,00 €, mithin 183,33 € kalendertäglich. Anstelle von 
80% des HRE setzte sie als Verletztengeld 100% des HRE, mithin 183,33 € an. Diese - 
unzutreffende - Höhe des Verletztengeldes teilte die Beklagte später der privaten Kran-
kenkasse des Klägers (Schreiben vom 4. Juli 2003) und dem Arbeitsamt (Schreiben vom 
14. April 2004) mit. Sie legte sie auch der - nachfolgend im Einzelnen dargestellten - „Vor-
schussgewährung“ zugrunde.  
 
Mit Bescheid vom 28. Juni 2002 gewährte die Beklagte dem Kläger, einen Vorschuss auf 
Verletztengeld in Höhe von 2.350,00 €. Die Zahlung erfolge unter Vorbehalt, dass sie leis-
tungspflichtig sei, worüber der Rentenausschuss nach Beendigung des Feststellungsver-
fahrens befinden werde. Er erhalte abschließend Bescheid. Dem Verletztengeld liege das 
HRE von 183,33 € kalendertäglich zugrunde. Mit Bescheiden vom 2. Juli, 31. Juli und 30. 
August 2002 gewährte die Beklagte dem Kläger insgesamt 11.100,00 € als „weiteren Vor-
schuss“, gleichfalls „unter dem Vorbehalt der Rückforderung“. Mit Schreiben vom 25. Juni 
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2003 teilte die Beklagte dem Kläger unter Übersendung eines von ihr eingeholten Gutach-
tens mit, dass danach die Behandlungsbedürftigkeit und Arbeitsunfähigkeit unfallbedingt 
sei und sie die Vorschusszahlungen - mit Schreiben vom 2. Oktober 2002 wegen fragli-
chem ursächlichem Zusammenhang eingestellt - wieder aufnehme. Daraufhin bewilligte 
die Beklagte mit Bescheid vom 4. Juli 2003 einen „weiteren Vorschuss“, wieder „unter dem 
Vorbehalt der Rückforderung“ in Höhe von 56.000,00 €. Mit Bescheid vom 28. Juli 2003 
bewilligte die Beklagte dem Kläger einen weiteren „Verletztengeldvorschuss“ in Höhe von 
5.500,00 €. Mit Bescheid vom 25. August 2003 gewährte die Beklagte einen „Vorschuss 
auf Verletztengeld“ in Höhe von 4.500,00 €, verbunden mit dem Hinweis, die Zahlung sei 
auf die zustehende Leistung anzurechnen, Überzahlungen seien zu erstatten und über die 
zustehenden Leistungen erhalte der Kläger abschließend einen Bescheid. Mit Bescheiden 
vom 19. September, 21. Oktober, 13. November, 2. Dezember und 23. Dezember 2003 
sowie 21. Januar, 16. Februar und 9. März 2004 gewährte die Beklagte jeweils einen „wei-
teren Vorschuss“ auf Verletztengeld, insgesamt in Höhe von 35.500,00 € und jeweils ver-
bunden mit Hinweisen auf eine endgültige Abrechnung. Nach zuvor erfolgter weiterer An-
kündigung einer Endabrechnung teilte die Beklagte mit Bescheid vom 1. April 2004 dem 
Kläger nach Vorlage einer weiteren Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung mit, er erhalte einen 
„weiteren Vorschuss auf Verletztengeld“ in Höhe von 4.200,00 €.  
 
Mit Bescheid vom 5. Mai 2004 entschied die Beklagte, für die Zeit vom 12. Juni 2002 bis 9. 
April 2004 bestehe ein Anspruch auf Verletztengeld in Höhe von kalendertäglich 146,66 €, 
insgesamt 96.502,28 €. Gezahlt seien 119.150,00 € und der überzahlte Betrag von 
22.647,72 € sei zu erstatten.  
 
Der Widerspruch, mit dem der Kläger geltend machte, die bisherigen Verletztengeldbe-
scheide und -zahlungen seien rechtmäßig, die ausgezahlte Summe stehe ihm vollständig 
zu, die Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) für 
eine Rücknahme seien nicht erfüllt, der Mitarbeiter der Beklagten B. habe ihm auch aus-
drücklich die Höhe des Verletztengeldes mit kalendertäglich 183,33 € angegeben und er 
berufe sich außerdem auf Entreicherung, blieb nach einer schriftlichen Stellungnahme des 
Mitarbeiters der Beklagten B. (eine Erinnerung, dem Kläger telefonisch einen kalendertäg-
lichen Verletztengeldbetrag in Höhe von 183,33 € mitgeteilt zu haben, sei nach dem Zeit-
ablauf nicht möglich) erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 13. Dezember 2004).  
 
Deswegen hat der Kläger am 7. Januar 2005 Klage beim Sozialgericht Konstanz (SG) er-
hoben und ergänzend geltend gemacht, die Verletztengeldbescheide und -zahlungen hät-
ten den Vorbehalt der Leistungspflicht der Beklagten enthalten. Der Vorbehaltsfall sei 
dann nicht eingetreten. Unerheblich sei, weswegen in dem Bescheid nur von einer Vor-
schusszahlung die Rede sei. Er habe auf die Rechtmäßigkeit der Zahlungen vertraut und 
sie für die allgemeine Lebensführung vollständig aufgebraucht. Des Weiteren stehe der 
Rückforderung der Rechtsgedanke des sozialrechtlichen Herstellungsanspruches und der 
sehr lange Zeitraum von fast zwei Jahren seit Beginn der Verletztengeldzahlung entgegen.  
 
Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Bei den Mitteilungen über die Zahlungen 
handle es sich ausnahmslos um Vorschussgewährungen im Sinne des § 42 Erstes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB I). Dies ergebe sich aus den Hinweisen auf den Vorbehalt, der 
auch greife, wenn über die Höhe bzw. Dauer noch keine abschließende Entscheidung ge-
troffen werden könne. Die Feststellung des Verletztengeldes nach kalendertäglicher Höhe 
und Dauer sei erstmals mit Bescheid vom 5. Mai 2004 erfolgt. Der Kläger habe keinen An-
spruch auf höheres Verletztengeld, das kalendertäglich 80 v. H. des Regellohns betrage. 
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Durch die Vorschussleistung trete keine Bindungswirkung ein und Vorschüsse seien auf 
die zustehende Leistung anzurechnen. Die Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 SGB X sei-
en nicht zu prüfen gewesen, weil bei Vorschussleistungen § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I eine 
Sonderregelung für den Fall, dass Vorschüsse die zustehende Leistung übersteigen, dar-
stelle. Die Erstattungspflicht entstehe kraft Gesetzes. Unfallbedingte Arbeitsunfähigkeit 
habe bis 9. April 2004 bestanden und erst ab diesem Zeitpunkt sei eine endgültige Ab-
rechnung möglich gewesen.  
 
Mit Gerichtsbescheid vom 26. Juli 2005 hat das SG die Klage abgewiesen. Die Vorausset-
zungen des § 42 SGB I seien erfüllt und die Beklagte habe das Verletztengeld zutreffend 
berechnet. Nach § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I seien Vorschüsse, soweit sie die zustehende 
Leistung übersteigen, zu erstatten. Zwar habe die Beklagte bei der Vorschussgewährung 
einen zu hohen Betrag zugrunde gelegt, doch stehe die insoweit irrtümliche Festsetzung 
der Erstattungspflicht nicht entgegen. Dem Rückzahlungsanspruch stehe auch kein sozial-
rechtlicher Herstellungsanspruch entgegen. Selbst wenn der Kläger vom Mitarbeiter B. 
eine unrichtige Auskunft erhalten habe, könne ein Herstellungsanspruch nur dazu führen, 
dass der Zustand hergestellt werde, der bei zutreffender Beratung erreicht worden wäre. 
In diesem Fall hätte der Kläger auch kein höheres Verletztengeld erhalten.  
 
Gegen den am 1. August 2005 zugestellten Gerichtsbescheid hat der Kläger am 29. Au-
gust 2005 Berufung eingelegt. Er trägt im Wesentlichen vor, er habe auf den Bestand des 
Verwaltungsaktes vertraut und die Leistungen ausgegeben. Einziger Grund, weswegen 
über einen sehr langen Zeitraum Vorschusszahlungen erfolgt seien, sei die Vermutung der 
Beklagten gewesen, die Beschwerden seien nicht mehr auf das Unfallereignis zurückzu-
führen, was sich nach einer Vielzahl von Begutachtungen nicht habe bestätigen lassen. 
Über die Höhe der Leistung hätten bei der Beklagten in damaliger Zeit zu keiner Zeit ir-
gendwelche Zweifel bestanden. Ihm sei auch ein Verletztengeld von kalendertäglich 
183,33 € bestätigt worden. Entsprechende Äußerungen der Beklagten seien gegenüber 
dem Arbeitsamt R. und seiner Krankenversicherung erfolgt.  
 
Der Kläger beantragt,  
 
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Konstanz vom 28. Juli 2005 und den Bescheid 
der Beklagten vom 5. Mai 2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. De-
zember 2004 aufzuheben, hilfsweise die Revision zuzulassen.  
 
Die Beklagte beantragt,  
 
die Berufung zurückzuweisen.  
 
Sämtliche Vorschusszahlungen seien unter Vorbehalt der Leistungspflicht erfolgt. Zwar sei 
bei der Berechnung der Vorschüsse ein Fehler unterlaufen, doch stehe dies der Erstat-
tungspflicht nicht entgegen.  
 
Zur weiteren Feststellung des Sachverhalts - auch hinsichtlich des Inhalts der jeweiligen 
Schreiben über die Gewährung von „Vorschuss“ - und des Beteiligtenvorbringens wird auf 
die Prozessakten erster und zweiter Instanz sowie die Verwaltungsakten Bezug genom-
men.  
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Entscheidungsgründe 
 
Die gemäß den §§ 143, 144, 151 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zulässige Berufung, 
ist unbegründet.  
 
Die Beklagte hat die zustehende Leistung im angefochtenen Bescheid zutreffend berech-
net und der Kläger ist zur Erstattung des überzahlten Verletztengeldes verpflichtet.  
 
Der angefochtene Bescheid vom 19. August 2004 in der Gestalt des Widerspruchsbe-
scheides vom 13. Dezember 2004 enthält als Verfügungssätze zum einen die Festlegung 
des kalendertäglichen und für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit insgesamt zustehenden 
Verletztengeldes mit insgesamt 96.502,28 € und zum anderen die Aufforderung und Ver-
pflichtung, den sich aus der Tatsache, dass an den Kläger 119.150,00 € Verletztengeld 
gezahlt wurden, ergebenden überzahlten Betrag von 22.647,72 € zu erstatten.  
 
Der Kläger hat lediglich Anspruch auf Verletztengeld in Höhe von 96.502,28 €. Das kalen-
dertägliche Verletztengeld beträgt hierbei 146,66 € und ist für die Zeit vom 12. Juni 2002 
bis 9. April 2004 zu gewähren. In dieser Zeit war der Kläger unfallbedingt arbeitsunfähig. 
Die Berechnung des kalendertäglichen Verletztengeldes ist nicht zu beanstanden. 
Zugrunde zu legen ist hierbei gemäß § 85 Abs. 2 Satz 2 SGB VII i. V. m. § 34 Abs. 2 der 
Satzung der Beklagten ein Höchstjahresarbeitsverdienst von 66.000,00 €. Das SG hat in-
sofern zutreffend dargelegt, nach welchen Bestimmungen sich die Berechnung des Ver-
letztengeldes richtet und dass unter deren Zugrundelegung sich ein kalendertägliches Ver-
letztengeld von 146,66 € sowie damit für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit ein Verletzten-
geldanspruch von insgesamt 96.502,28 € ergibt. Zur Vermeidung von Wiederholungen 
verweist der Senat insofern auf die Gründe des angefochtenen Gerichtsbescheides und 
sieht von einer weiteren Begründung gemäß § 153 Abs. 2 SGG ab.  
 
Anderes ergibt sich auch nicht aus den „Vorschussbescheiden“ selbst. Insbesondere be-
willigte die Beklagte in den „Vorschussbescheiden“ gerade nicht Verletztengeld in be-
stimmter, insbesondere nicht in Höhe von täglich 183,33 €. Einen solchen Verfügungssatz 
enthält keiner dieser Bescheide. Es wurde lediglich im Bescheid vom 28. Juni 2002 darauf 
hingewiesen, dass dem Verletztengeld das HRE von 183, 33 € zugrunde liege. Dies konn-
te auch für den Kläger nur im Sinne einer Berechnungsgrundlage zu verstehen sein und 
war inhaltlich zutreffend. Auch aus den „Vorschussbeträgen“ selbst konnte der Kläger kei-
ne Rückschlüsse auf die konkrete Berechnung ziehen. Es handelte sich ausnahmslos um 
auf mindestens 50,00 € gerundete Beträge. Weder der Leistungszeitraum wurde angege-
ben noch die konkrete Berechnung.  
 
Soweit sich der Kläger auf die Mitteilung der Beklagten gegenüber seiner privaten Kran-
kenversicherung und dem Arbeitsamt beruft, übersieht er, dass diese Schreiben zum ei-
nen nicht an ihn selbst gerichtet waren und (auch deshalb) keine Regelung im Sinne eines 
Verwaltungsaktes (§ 31 SGB X) über die Höhe des Verletztengeldes (insbesondere ge-
genüber ihm) enthalten. Es handelt sich um bloße Mitteilungen (Information) an andere 
Leistungsträger.  
 
Der Kläger ist auch zur Erstattung des überzahlten Betrages verpflichtet. Die Erstattungs-
pflicht ergibt sich aus § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I. Danach sind Vorschüsse soweit sie die 
zustehende Leistung übersteigen, vom Kläger zu erstatten.  
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Bei den den erfolgten Zahlungen zu Grunde liegenden Schreiben der Beklagten handelt 
es sich um Verwaltungsakte, mit denen - wie vom Kläger mehrmals beantragt (so am 17. 
Juni, 25. Juli, 27. August, 17. September und 25. September 2002) - lediglich „Vorschüs-
se“ auf das beanspruchte Verletztengeld bewilligt wurden.  
 
Es ist hierbei rechtlich unerheblich, ob es sich um eine Vorschussgewährung i. S. v. § 42 
Abs. 1 SGB I handelte bzw. um eine „Vorwegzahlung", für die § 42 SGB I entsprechend 
anzuwenden ist, und ob sämtliche Voraussetzungen für eine solche Leistungsgewährung 
vorlagen. Denn jedenfalls wurden die Bescheide, mit denen die Leistungen (lediglich als) 
als „Vorschuss“ gewährt wurden, gem. § 77 SGG bindend. Diese Bindungswirkung schaff-
te Rechtssicherheit im Hinblick auf die gewährte Leistung nur bis zum Abschluss des Ver-
waltungsverfahrens (BSG in SozR 3-1200 § 42 Nr. 2). § 42 Abs. 1 Satz 1 SGB I setzt sei-
nem Wortlaut nach voraus, dass der Anspruch dem Grunde nach besteht und (nur) für die 
Feststellung der Höhe eine längere Zeit erforderlich ist.  
 
Soweit das Schreiben vom 28. Juni 2002 der Beklagten den Vorbehalt enthält, (überhaupt) 
leistungspflichtig zu sein, erfüllt der Bescheid diese Voraussetzungen des § 42 Abs. 1 Satz 
1 SGB I für eine vorschussweise Leistung von Verletztengeld nicht. Die Voraussetzung für 
die unmittelbare Anwendung des § 42 Abs. 1 Satz 1 SGB I, dass für die Feststellung der 
Höhe der zustehenden Geldleistungen insgesamt voraussichtlich eine längere Zeit erfor-
derlich ist, lag bei Erlass der Vorschüsse bewilligenden Bescheide allenfalls insofern vor, 
als nicht klar war, wie lange die unfallbedingte Arbeitsunfähigkeit andauern würde. Auf 
Grund der Entgeltbescheinigungen der Arbeitgeberin stand indes fest, dass sich das Ver-
letztengeld des Klägers aus dem Höchstjahresarbeitsverdienst von 66.000,00 € und einem 
HRE von 183,33 € kalendertäglich errechnet. Über die Höhe des kalendertäglichen zuste-
henden Verletztengeldes bestand zu keinem Zeitpunkt ein Zweifel, sondern allenfalls über 
die Frage, ob und wie lange die fortbestehende Arbeitsunfähigkeit unfallbedingt war. Hin-
sichtlich der Höhe des Verletztengeldes ist der Beklagten lediglich ein Berechnungsfehler 
unterlaufen, der allerdings in den Folgebescheiden für die Dauer der gesamten unfallbe-
dingten Arbeitsunfähigkeit und für die daraus resultierenden Verletztengeldansprüche 
fortwirkte.  
 
Die vorschussweise Leistungsgewährung ist mit der Folge, dass § 42 SGB I entsprechend 
- über die Fälle des § 42 SGB I und § 43 SGB I (bei Unklarheit bezüglich des leistungs-
pflichtigen Sozialleistungsträgers) hinaus - anzuwenden ist, allerdings auch zulässig, um 
dem Verwaltungsträger in einer Ausnahmesituation zu ermöglichen, das materielle Recht 
nach abstrakten Merkmalen und ohne Prüfung der Umstände des Einzelfalles einstweilig 
anzuwenden, wenn der rechtliche Zweck einer Geldleistung nur erreicht werden kann, 
wenn sie möglichst zeitnah zur Entstehung des Bedarfs, dem sie abhelfen soll, erfüllt wird, 
aber zwingende verfahrenstechnische Gründe eine abschließende Entscheidung der Ver-
waltung darüber noch verhindern, ob im Einzelfall überhaupt dem Grunde nach ein An-
spruch besteht (sog. Vorwegzahlung, vgl. BSG in SozR 3-1200 § 42 Nr. 2 und 9 m.w.N.). 
Ein solcher Fall lag hier (zunächst) vor, denn der Kläger war weiter arbeitsunfähig, er war 
nicht gesetzlich krankenversichert (weswegen eine vorläufige Leistung nach § 43 SGB I 
nicht in Betracht kam), seine Lohnfortzahlung hatte geendet und er hatte bei unfallbeding-
ter Arbeitsunfähigkeit einen (zunächst) noch nicht geklärten Anspruch auf Verletztengeld 
dem Grunde nach.  
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Dieser Vorbehalt ist jedoch gegenstandslos geworden, nachdem die Ermittlungen ergeben 
hatten, dass der Kläger bis 9. April 2004 unfallbedingt arbeitsunfähig war und damit einen 
Anspruch auf Verletztengeld bis zu diesem Zeitpunkt hatte. Damit lagen die dargestellten 
Voraussetzungen für eine Vorwegzahlung aus Sicht der Beklagten (Schreiben an den Klä-
ger vom 25. Juni 2003) für die Zahlungen ab Juli 2003 nicht mehr vor.  
 
Indessen findet nach Auffassung des Senats § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I auch dann Anwen-
dung, wenn weder die Voraussetzungen eines Vorschusses noch jene einer Vorwegzah-
lung vorliegen. Denn die entsprechenden Bewilligungsbescheide wurden mangels Anfech-
tung durch den Kläger nach § 77 SGG bindend. Die Voraussetzungen einer Nichtigkeit der 
Verwaltungsakte nach § 40 Abs. 1 SGB X liegen nicht vor, da sie jedenfalls nicht an einem 
besonders schwerwiegenden Fehler litten, der unter verständiger Würdigung aller in Be-
tracht kommenden Umstände offensichtlich war.  
 
Der Kläger durfte vor Erlass des das Verletztengeld endgültig festsetzenden, hier streitbe-
fangenen Bescheides gerade nicht darauf vertrauen, alle Verletztengeldleistungen endgül-
tig behalten zu dürfen. Die Beklagte machte mit den die vorläufigen Verletztengeldzahlun-
gen bewilligenden Bescheiden dem Kläger, der ausdrücklich Vorschüsse beantragt hatte, 
in aller Klarheit deutlich, dass es sich um Vorschüsse und damit vorläufige Zahlungen 
handelte und er nach endgültiger Berechnung bei einer Überzahlung mit einer Rückforde-
rung zu rechnen hatte. Es war damit hinreichend verdeutlicht worden, dass es sich nicht 
um eine abschließende Regelung handelte und „das letzte Wort noch nicht gesprochen“ 
war, er also nicht sicher sein konnte, die gesamten Beträge behalten zu dürfen. Damit lag 
kein Sachverhalt vor, der ein Vertrauen des Klägers auf die Endgültigkeit der gewährten 
Leistung (objektiver Vertrauenstatbestand) gerechtfertigt hätte. Es ist daher unerheblich, 
ob der Kläger tatsächlich ein solches Vertrauen auch hatte.  
 
Vor diesem Hintergrund (fehlender objektiver Vertrauenstatbestand) kommt es deshalb 
auch nicht darauf an, dass die Überzahlung durch die Beklagte auf einem Berechnungs-
fehler beruhte, der in keinem kausalen Zusammenhang mit Umständen stand, die eine 
Vorläufigkeit der Leistung hätte begründen können. Der Vortrag des Klägers in diesem 
Zusammenhang, die Unsicherheiten, die zur vorläufigen Leistung führten, hätten sich nicht 
bewahrheitet, vermag einen Vertrauenstatbestand nicht zu begründen. Denn der Kläger 
hatte keinerlei Anlass, ein Vertrauen auf einzelne Anspruchsvoraussetzungen zu betäti-
gen. Lediglich das Berechnungselement HRE wurde ihm anfangs - und zutreffend - mitge-
teilt. Im Übrigen durfte der Kläger - nach seiner eigenen Auffassung - schon dem Grunde 
nach auf den Verbleib der Leistung nicht vertrauen, weil die Anspruchsvoraussetzungen 
unklar gewesen seien. Dann aber konnte hinsichtlich des Umfangs der Leistung ebenfalls 
kein Vertrauen entstehen.  
 
Damit ist der Kläger zur Erstattung des überzahlten Betrages in Höhe von 22.647,72 € 
verpflichtet. Diese Verpflichtung ergibt sich aufgrund der endgültigen Festsetzung des zu-
stehenden Verletztengeldes im angefochtenen Bescheid aus § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I. 
Einer Aufhebung der Vorschüsse bewilligenden Bescheide bedarf es hierbei nicht (BSG, 
Urteil vom 8. Dezember 1994, 2 RU 12/94). Insbesondere kommt § 45 SGB X in Fällen 
der spezialgesetzlichen Regelung des § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB I nicht zur Anwendung.  
 
Soweit der Kläger einwendet, der Mitarbeiter der Beklagten B. habe ihm zugesichert, das 
kalendertägliche Verletztengeld betrage 183,33 €, steht dies der Rückzahlungspflicht nicht 
entgegen. Eine entsprechende Zusage unterstellt, wäre jedenfalls die nach § 34 Abs. 1 
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Satz 1 SGB X erforderliche Schriftform nicht eingehalten. Des weiteren würde eine fehler-
hafte Beratung nicht einen Herstellungsanspruch dahingehend begründen, dass der Klä-
ger zur Rückzahlung nicht verpflichtet ist, denn ein sozialrechtlicher Herstellungsanspruch 
kann - bei Vorliegen der von der Rechtsprechung geforderten Voraussetzungen - nur dazu 
führen, dass die Folgen eintreten, die bei ordnungsgemäßer Beratung eingetreten wären. 
Auch die weiteren Einwände des Klägers wie Zeitablauf und Entreicherung führen zu kei-
nem anderen Ergebnis. Hinsichtlich der bereicherungsrechtlichen Vorschriften in § 818 
Abs. 3 Bürgerliches Gesetzbuch haben die Vorschriften des Sozialrechtes Vorrang. Zeit-
ablauf kann lediglich im Hinblick auf die Frage der Verjährung von Bedeutung sein, die bei 
einer Verjährungsfrist von vier Jahren hier offenkundig nicht eingetreten ist (§ 42 Abs. 2 
Satz 3 SGB I i. V. m. § 50 Abs. 4 SGB X).  
 
Da das SG somit zu Recht die Klage abgewiesen hat, war die Berufung zurückzuweisen.  
 
Hierauf und auf § 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.  
 


